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Einmütiger Abbruch des Eisenbahnerstreiks
Von der Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahn -

beamten erfahren wir über die gegenwärtige Lage und über

den Abbruch des Streiks folgendes :

Die Telegramme der Zentrale , die zum Abbruch des

St r c i k s auffordern , sind in die Hände der Bczirksleitun «
gen gelangt . Telephonisch versuchen die Bezirksorgani -
sationen näheres über die Vcdingungcn der Einigung mit

der Regierung zu erfahren . Zugleich erstatten sie Bericht
über die Situation in den Bezirken und über die Aufnahme
der Streikabbruchparole , llcbcrall wird mit Sicherheit er -

wartet , dag die Parole der Zentrale heute oder morgen

einmütig befolgt wird . Das Bestreben des Aktionsaus -

schusies ist darauf gerichtet , alle Maßnahmen zu einer g e -

schlossencn Dien st aufnähme zu treffen . Die

Belegschaften werden gemeinsam zur Dienststelle zurück -

kehren und sich dort im Auftrage der Organi -
s a t i o n zur Di - nstaufnahme melden .

Mit dieser Haltung erfüllt die Reichsgewerkschaft das Ver -

sprechen , das sie bei den letzten und entscheidenden Einigung ? -
Verhandlungen mit der Regierung abgegeben hat . Die

Aufgabe d? r Regierung ist es nun , das Gleiche zu tun .
Der Streik ist zu Ende . Er ist beendet worden , nicht weil
den Eisenbahnern bindende Zugeständnisse unmittelbar ge -
macht worden sind , sondern nur aus Grund des Ver »
sprechen ? der Regierung , in Verhandlun -
gen über die - sachlichen Streitpunkte , die zu dem Konflikt
geführt haben , sofort einzutreten . Dieses
Versprechen hat die Regierung nunmehr
sofort zu erfüllen . Wir erwarten daher , daß die

Beratungen , insbesondere über die Erhöhung der Erundge -
hälter der unteren und mittleren Beamten , sofort be -
ginnen . Läßt stch die Regierung in diesem Punkte Ver -
s ä u m n i s s e zuschulden kommen , dann würde ihr von den
Beamten nachgesagt werden , dah sie sie durch Erklärungen
auf den Leim gelockt habe , ohne den ernsthasten Willen zu
haben , sofort an die Ausführung ihrer Erklärung heranzu -
gehen . Das Ziel der Regierung mutz aber fein , zu einem

wirklich befriedigenden Abschluß des Kampfes
zu kommen . Er wird nur erreicht , wenn die notwendigen
Verhandlungen sofort beginnen und ein Ergebnis haben ,
das die durchaus gerechten Ansprüche der
Beamten zu frieden st eklt .

Achiuna ! Gireikende CisenHahner !
Laut Beschluß der Funktionärkonferenz des Deutschen

Eisenbahnerverbaudeg , Ortsverwaltung Berlin , vom Heu -
tigen Tage werden die Kollegen aufgefordert , am Don -

nerstag , dcn ü. 2. früh , die Arbeit aufzu -
nehmen .

Im Auftrag der Funktionärkonferenz :
Tie Drteoerwaltung des D. E. V.

Der beste Crfosg
Nach einer in der bürgerlichen Presse verbreiteten Meldung

war der mit der Leitung des Eisenbahnerstreiks betraute
Aktionsausschuß in der vergangenen Nacht beisam -
men . um zur Laie und zu den Beschlüssen des Borstandes
der Reichsgewerkschaft , die auf Abbruch des Streikes laute -
ren , Stellung zu nehmen . Dort fei , heißt es in der Meldung ,
beschlossen worden , den Streik nicht abzubrechen , sondern ihn
auf die Reichspost auszudehnen . Als neue
Streikxarolc fei der Rücktritt Eroeners gefordert
worden .

Nach neueren Nachrichten ist diese Meldung überholt durch
die Taisache , daß sich auch der Aktionsausschuß später
dem Aufruf zum Abbruch der Bewegung an -

geschlossen hat .
Die bürgerliche Presse verbreitet die erwähnte Nachricht ,

die auf eine gewisse Unsicherheit innerhalb der Ncichsgewerk -
schaft schließen läßt , mit großem Vergnügen . Ist sie doch ge -
eignet , Zerrissenheit in die Reihen der Eisenbahner zu tragen
und die Geschlossenheit der Kämpfenden zu zerstören . Wir
haben schon in der Morgenausgabe gesagt , daß der Reichs -
gewerksthaft zu wünschen ist , daß sie ihre Mitglieder g c -

schlössen aus dem Kampfe zurückzuziehen ver -

mag . Wenn die Eisenbahner von diesem Ende und Ergebnis
des Streikes nicht sehr befriedigt sind , so verstehen wir das

durchaus . Gelingt es ihnen aber , beim Abbruch des Strmks

ihre Organisation geschlossen und kämpf -
fähig zu erhalten , dann haben sie eine erste gewaltige
Feuerprobe g u t bestanden . Bleibt die Organisation intakt ,
dann kenn dieser Kampf trotz seines wenig befriedigenden
Ergebnisses dennoch förderlich aufzuk ' ünftigeVe -
wegungen der Reichsgewerkschaft weiter

wirken . Wir betonen noch einmal , daß dieses vielleicht

der beste Erfolg wäre , den die junge Organisation
davontragen kann .

Die Vollversammlung der Betriebsräte
Die Haltung der SP O. - Betriebsräte

Der „ Vorwärts " veröffentlicht folgende Erklärung der S . P . D. -

Betriebsräte :

„ Der am 7. Februar 1322 in der Vollversammlung der Betriebs -
räte der freigewerkschaftlichen Vetriebsrätezentralc gefaßte Be -

fchluß wurde unter dem Druck der Tribünen angenommen und
bedeutet nie und nimmer einen General -

streikbeschluß . Ein solcher kann nur vom A. D. G. B. und

AfA . gefaßt und durchgeführt werden . Wir erklären , daß unsere
Redner das Wort nicht nahmen , weil sie mit einer derartigen
Verhandlungsform niemals einverstanden fein können . Wir for -
dern unsere Betriebsräte auf , die Bekanntmachung zur Voll -
Versammlung zu beachten , vollzählig zu erscheinen und
unserer Meinung zum Durchbruch zu verhelfen . "

Dsr städtische Streik
lleber die heute morgen vorgenommene Urabstimmung

der städtischen Arbeiter und Angestellten lag bis zum Schluß

des Blattes das Endresultat noch nicht vor . Di «

Konferenz der Lbleute , die um 11 Uhr zusammengetreten war , um

das Ergebnis der Urabstimmung festzustellen , hatte erst einen

Teil der Resultate aus den Betrieben zur Stelle , so daß ein end -

gültiger Beschluß über die Wiederaufnahme der Arbeit noch nicht

gefaßt werden konnte . Die bisher eingegangenen Teilresultate

lassen erkennen , daß ein großer Teil der städtischen Arbeiter mit

dem Ausgang des Kampfes unzufrieden ist und auf der Fort -

f e tz u n g des Streits bis zur Erfüllung ihrer Forderung

auf Verlängerung des Manteltarifs bis zum ZI . Dezember 1922

besteht .

Englands welipoliiifche Richtlinien
Die englische Thronrede

London , 7. Februar . ( W. T. B. )

Die Thronrede , mit der der König heute das Parlament
eröfsnetc . begrüßt die großen Resultate der Washingtoner
Konferenz , namentlich das Viermächteabkommen
über den Stillen Ozean , welches das englich - japanische
Niindnis erjetze , und das Abkommen betreffend die E i n s ch r ä n -

lung der Rüstungen . Die Thronrede belagt weiter , das
Problem der Sicherung der Reimrat onszahlnuec - ' . duren Deutsch¬
land in der den allgemeinen Interessen zuträglichsten Weise be¬
schäftige noch immer die verbündeten Regierungen . Beratungen
seien kürzlich eingeleitet worden , um Vereinbarungen über e i n

gemeinsames Vorgehen im Falls eines unprovozicrtcn
Angriffes durch Deutschland zu erzielen . Ferner kündigt die

Thronrede an , daß eine Bill über die Ratifizierung des Abkam -
mens mit Irland und eine weitere Bill , welche den an den irischen
llnnihen beteiligten Personen Amnestie gewährt , dem Parlament
zugehen wird .

Nach Erwähnung der irischen Frage fährt die Thronrede fort :
Der große und anhaltende Umfang der Arbeitslosigkeit verursacht
mir die tiefste Sorge und wird weiterhin mit ernster Ausmerlfam -
keit von meinen Äiinistern oerfolgt werden . Das einüge Heil -
mittel für diese betrübliche Lage liegt in der Beschwichtigung der
internationalen Siebenbuhlerschast und des Argwohns , sowie in der

Verbesserung der Bedingungen , unter denen der Handel der ge -
samten Welt sich vollzieht . Aus diesem Grunde begrüße ich die

Vorkehrungen , die jetzt getroffen werden für den Zusammentritt
einer internationalen K o n f e r e n z i n G e n u a , auf der es , wie
ich hoffe , möglich sein wird , den Frieden in Europa aus einer ge -
rechten Grundlage zu errichten und eine Regelung der zahlreichen
wichtigen Fragen zu erreichen , die aus der dringenden Notwendig -
ksit des finanziellen und wirtschaftlichen Wiederaufbaus entstehen .
Die Thronrede kündigt außerdem Vorschläge für die Reform
des Oberhauses und für die Beilegung de : Differenzen
zwischen beiden Häusern an . Unter den Eesctzesvorlagen . die ein -
gebracht werden sollen , führt die Thronrede eine solche dctresfend
die Schaffung einer internationalen Handels -
korporation an .

Bei der Debatte über die Thronrede fragte der Arbeiterführer
C l y n e s , welches die Haltung der britischen Regierung gegen -
über der französischen Potitik sei. Das in der Thronrede erwähnte
Uebereinkommcn mit Frankreichs und Belgien sei nicht g e -
c ! gnet , die künftige Sicherheit Frankreichs und den Frieden der
Welt zu verbürgen . Die Arbeiterpartei sei überzeugt , daß die
Sicherheit Frankreichs und seine Wohlfahrt in der Zukunft am
besten gesichert werden könne , wenn die gute Meinung der Welt
über Frankreich erhalten werde und wenn durch die Vereinigung
der Völker eine Garantie gegen einen zukünftigen Angriff ge -
schaffen werde , die durch ein Ucbereinkommcn zwischen Frankreich
und einem oder zwei anderen Ländern nicht in demselben Maße
gesichert werden könnte .

Lloyd George an Frankreich und Deutschland
Nach der Rede E l y n e s nahm Lloyd George im Unter -

hause das Wort zu folgenden Ausführungen : Wenn Elynes er -
kläre , daß nichts schlimmer sein könne als die augenblicklichs Lage
der Dinge , so brauche er nur nach Rußland zu blicken , wo
einige der Grundsätze , für die die Anhänger Clnnes eintreten , zur
Durchführung gebrächt würden . . ( Lachen und Beifall . ) Alle auf
den Haager Konferenzen gefaßten Beschlüsse sind allgemeinen
Gharakters und sind im Weltkrieg wirkungslos geblieben .
Dagegen wurden in Washington genaue Beschlüsse gefaßt , in denen
bestimmte Zahlen für Kriegsschiffe , Geschütze und Besatzungen fest -
gesetzt wurden . Dies bedeutet für das britische Budget eine E r -
iparnis von Millionen Pfund Sterling . Was die
Tätigkeit des Obersten Rates betrifft , so bat er die Entwaffnung
Deutschlands durchgeführt . Die Dienstvflicht ist in Deutschland ab -
geschafft , und Maßnahmen sind getroffen , die Frankreich sehr
beträchtliche Summen an Revarationen gewährleisten . Diese Er -
gebnisse sind nicht im Verlaufe der ersten Konferenz de » Obersten
Rates erzielt worden , man ist schrittweise vorgegangen , aber
man hat ein großes Ergebnis erreicht , nämlich vorgesehen , daß

Konflikte nicht zu Kriegen ausarten . Die Politik Englands
Frankreich gegenüber ist eine Politik der �reundschost
und der Zusammenarbeit im Interesse de » Friedens . F« 0p0gh » ft
bedeutet nicht Unterordnung oder Gehorsam , sondern ehrliche Zu -
sammcnarbrit , wenn auch in der Frage der geeigneten Mittel

nicht immer Uebercinstimmung beiteht . Was die Frage des
Garantiepaktes bstrifft , so ist es notwendia , daß Frank «
reich fühlt , nicht isoliert zu sein . Nichts ist gefährlicher «
als wenn ein « tapfere Ration Furcht empfindet . Frankreich ist
in dem Zeitraum eines Jahrhunderts dreimal verwüstet worden .
Das rechtfertigt feine Besorgnis . Wenn Frankreich die Sicher -
heit hat , daß England ihm . falls sich die Ereignisse von 1314 ,
1870 und 1814 ohne Herausforderung von seiner Seite wieder -
bolen sollten , mit seiner gesamten Macht beisteht , so wird diese
Sicherheit Frankreich Vertrauen « nflößen .

Eine der wirklichen Gefahren für Europa , vielleicht nicht im
gegenwärtigen Augenblick , vielleicht auch nicht während der
nächsten 20 Jahre , aber vielleicht für die folgenden Generationen «
besteht darin , daß die deutsche Jugend im Geiste der Revanche
erzogen werden und heranwachsen könnte . ( Zurufe von feiten
der Arbeite ! vartei : Und die französische Jugend
ebenfalls ! ) Ich sage , wenn die deutsche Jugend an den Ec -
danken gewöhnt wird , die alte Pracht , den früheren Einfluß und
den ehemaligen Besitzstand des kaiserlichen Deutschlands wieder -
zuerlangen , die Sieger für die Deutschland zugefügte Niederlage
zu bestrafen und den deutschen Nattonalstolz zu verteidigen , s «
liegt darin

«ine der größten Gefahren «

denen das künftig « Europa ausgesetzt ist . Wer den Frieden will ,
muß nicht ' nur an die Gegenwart , sondern auch an die kam -
m enden Jahre denken . Deutschland muß Lberzeutzt
werden , daß eine kriegerische Politik ihm keinen Vorteil
bringt , und daß es in einem Rachekrieg gegen Frankreich nicht
nur Frankreich , sondern auch andere Nationen gegen sich hätte .
Durch ein derartiges Verhakten wird dieses deutsche Gefühl schon
im Entstehen ausgerottet werden , und die Deutschen werden
lernen , daß eine Politik der Revanche für ihr Land tödlich
sein würde .

Es gibt aber noch einen weiteren Grund für den Garantie -
pakt . In Versailles haben wir ein « Verbindlichkeit übernommen .
um einer ifolitik der Ausdehnung Frankreichs bis zum Rhein

I ( einer Politik , die etwas in der Art einer Annexion von Gebiets -
teilen auf dem linken Rheiniifcr bezweckte ) Widerstand zu leisten .
Diese Verbindlichkeit war dazu bestimmt , Frankreich Sicherheit
zu bieten . Präsident Wilson und B a l f o u r haben eine
Garantie gegeben , und angesichts dicjer Garantie hat Frank -
reich auf die erwähnte Politik Verzicht geleistet . Nunmehr
handelt cv sich in dicker Angekrgenhrit für uns um ein « Ehren -
schuld . ( Beifall und Protestruse . ) Ich erinnere daran , daß das
Unteihaus seinerzeit den Earantievcrtrag genehmigt hat unter
der Bedingung , daß die Vereinigten Staaten ihn ebenfalls rati -
fizieren . Wir werden dem Unterhaus ebenso wie damals Ee -
legcnheit geben , den jetzt mit Frankreich geplanten Pakt zu er -
cricrn . Das Unterhaus wird dann sagen können , ob es ihn an -
nehmen oder ablehnen wird .

Hierauf kam Lloyd Geor . ae auf den Vorschlag zu sprechen , als
Maßnahme für den Wirtschaft ' iche » Wiedernukbau . der Welt die
Kriegsschulden zu streichen . Er sagte : Großbritannien ist bereit .
diese Frage zu erörtern , vorausgesetzt , daß alle Gläubiger - und
Schuldncr . nationcn bereit sind , dasselbe zu tun . Aber es würde
Unrecht sein , zu verlangen , daß Großbritannien allein aus sie
ihm geschuldeten Gelder vewichtsn solle . Ueber die ügnptische
Frage sagte Lloyd George : Für den Augenblick kann ich keine
vollständige Erklärung abgeben , da die Regierung sich
erst mit dem aus dem Wege nach London befindlichen ?Narschall
Allenby beraten muß . Wie auch die Lösung aussehen mag ,
die gefunden wird , zwei Tatsachen von gr . undlegender Be -
deutung müssen im Auge behalten werden . Aegypten bildet eine
Art Korridor , der die östlichen und die westlichen Teile des bri -
tifchcn Reiches trennt be - m verbindet . Aegypten sab während
des Krieges über eine Million Soldaten au « Australien . Neu *
leeland und Vritisch - Jnbi n vorüberziehen Wäre Aeg " vten
damals unabhängig mk > frei von jeder Kontrolle durch Groß »
briiannien gewesen , sa hätte » wir beträchtlich schwächer da».
gestanden .



Die Reaktion zum Eisenbahnersireik
Die reaktionäre Presse hat den Eisenbahnerstreik mit einer

maßlosen Hetze begleitet , aber aus allen ihren Aeugerungen zu
der Streikbewegung war doch die schmunzelnde Befriedigung über
den Zustand unverkennbar herauszufühlen . Deutlich wird die
Haltung der Reaktion zum Eisenbahnerstreik und zu den damit
zusammenhängenden Fragen , vor allem auch zum Verhalten der
verhandelnden Regierung , widergespiegelt in einer Kund -
gebung der Deutschnationalen Fraktion des
Reichstages , worin diese , wie es in der reaktionären Presse heißt ,
„ ihre Stellungnahme der Reichsregierung zur Kenntns bringt " . Zu -
nächst erklärt diese Kundgebung den Eisenbahnerstreik für ein Ver -
brechen am deutschen Volke . Die Eisenbahner hätten ihre öffent -
lich - rechtlichen Pflichten verletzt . Die Regierung aber habe zwar
. „zunächst Maßnahmen angekündigt und ergriffen , die gebilligt wer -
den können " . Darum habe die Deutschnationale Fraktion erst
eine abwartende Haltung eingenommen , aber nun habe sie die
ernsthaftesten Besorgnisse , daß die Regierung ihren ursprünglichen
Standpunkt nicht festhalten werde . Die Kundgebung der Deutsch -
nationalen beklagt , daß die Festnahme der verantwortlichen
Streikführcr nicht durchgeführt worden ist . Dieses und die Tat -
fache , daß die Regierung mit der Neichsgewerkschaft entgegen der
ursprünglichen Ablehnung auf indirektem Wege verhandelt habe ,
sei ein Zeichen der Schwäche . Die nachfolgenden uns die
Kundgebung abschließenden Sätze sind erfüllt von Scharfmache -
reicn , worin die Regierung zu „ unbeugsamer Haltung " aufge -
fordert wird . Durch unbeugsame Festigkeit müsse der Streik zu
„ ergebnislosem Zusammenbruch " geführt werden .

Die Reaktionäre spielen ein widerwärtiges Doppelspiel . Wäh -
rend ihnen der Streik ursprünglich außerordentlich will -
kommen war , weil er der Regierung Wirth Verlegen -
Helten bereiten mußte und weil jede Verlegenheit selbst dieser
uns gar nicht genügenden , von der Reaktion aber dennoch biiter
gehoßten Regierung von den Deutschnationalen mit Freude bc -

grüßt wird , benutzen sie die Beendigung der Streikbewegung
zu einem Angriff gegen dieses angeblich schlappe Kabinett . Durch ,
diese widerwärtige Demagogie glauben die Deutschnationalen , die

Regierung sowie die am Streik beteiligt gewesenen Beamten in
gleicher Weise treffen zu können . Für nichts verantwortlich , aber
an allem Unheil schuldig , markiert diese traurige Gesellschaft den

starken Mann und Ordnungshüter nach allen Seiten .
Besonders wertvoll aber sind diese Aeußerungen der Reaktion

als Lehre für die Beamten selbst . Sie mögen daraus erkennen ,
wie gefährlich es für ihre Gewerkschaftsbewegung sein würde ,
wenn es den Deutschnationalcn oder der mit ihr verbrüderten
Deutschen Volkspartei gelänge , auch nur den geringsten Ein -
fluß auf die Regierung zu gewinnen .

Lobe gegen die Deuische Vottspariei
. Der Reichstagspräsidsnt L ö b e nimmt in der „ Breslauer

Volksmacht " scharf Stellung gegen die neueste politische Schwen -
kung der Deutschen Volkspartci .

„ Mit der allgemeingebaltenen , absichtlich dunklen Parole der
fachlichen und persönlichen Garantien , unter der man alles

mögliche verstehen kann , behielt sich die Deutsche Volkspartci
vor , das halbe Zugeständnis beim Steuerkompromiß
noch einmal zu halbieren und das geringfügige Opfer , das

durch die Zwangsanleihe gebracht werden sollte , auch der letzten

Sp - tp eines Opfercharakters zu entkleiden . Die geringe Bereit -

säiafi war vom ersten Moment an sichtbar , und es war ein f a l -

scherSchrittdesKanzlers . daßcr gerade auf die Mit -

Wirkung dieser Partei solchen Wert legte , statt sdine Mehrheit
nach links zu erweitern Eine Partei , die sich einem Opfer
des Besitzes entzieht , ist keine geeignete Kontrahentin für die

Sozialdemokratie . Das Verhalten im Falle Rathenau schlägt
dem Faß den Boden aus . Vielleicht ist es gut . daß die Deutsche
Volkspartei gleichzeitig den Beweis ihrer Unzuverläfstgkeit auch
für das Zentrum antritt . Die Sozialdemokratie hat diese Auf -
klärung nicht mehr nötig . Sie wird trotz aller Schwierigkeiten
den neuen Versuch machen müssen , eine Eteuermehrheit
nach links hin zu gewinne ir . "

Es wäre sicherlich im Interesse der Arbeiterklasse gelegen ,
wenn die Rechtssozialisten den Versuch zu einer Steuermehrheit
nach links machen würden . Bisher ist allerdings Löbe mit

seinen Vorschlägen nach dieser Richtung leider nicht sehr erfolg -
reich gewesen .

Sozialistische Regierung
in Brannschweig

. Drahtmeldung unseres Korrespondenten

Braunschweig , 8. Februar .

Der neue Landtag trat gestern nachmittag zu seiner ersten

Sitzung zusammen . Es wurden lediglich die Wahlen für das Prä -

sidium und die Ausschüsse vorgenommen . Es wurden gewählt :

zum ersten Präsidenten Wessel ( Landcswahlverband ) , zum
zweiten Wesemeyer lU . S . P . ) und zum dritten Dr . Jasper
lS . P . D. s . Nach der Wahl vertagte sich der Landtag auf acht
Tage . — Zur Frage der Regierungsbildung haben die drei fozia -
listischen Parteien untereinander verhandelt und sind sich einig ge -
worden , eine sozialistische Regierung zu bilden .

Ltngarn vor einem Staatsstreich
Budapest , 7. Februar . ( Intel . )

Die Regierung B e t h l e n läßt durch die offiziöse Presse ver -

breiten , es sei ausgeschlossen , daß die Nationalversammlung in

der Zeit , die ihr noch zur Verfügung steht , das Gesetz über die

Wahlreform erledigen könne . Da die Regierung fest entschlossen

ist , die Nationalversammlung am 16. Februar aufzulösen , wird

sie ein neues Wahlgesetz oktroyieren . Damit betritt die Regie -

rung den Weg des Staatsstreichs . Die oppositionellen Parteien .

Legitimisten und Demokraten erklären , daß sie die Wahlen

boykottieren werden , und so wird Ungarn möglicherweise wieder

einmal ein Rumpfparlament besitzen .

Ein oppositioneller Wahlsieg
In K e c z k e m e t . der Hochburg des berüchtigten Terroristen -

fübrers Hcjjas , fanden die Ersatzwahlen für den verstorbenen
Führer der Kleinen Landwirtcpartei Julius Rubinek statt . Ee -

wählt wurde gegen die Vereinigten Regicruntzsoarteien der Kan -
bidat der ISer Unabhängigkeitspartei , Dr . Michael H o r o a t h.

DasfranzöfischeMiliiärdienstpflichigeseh
Erklärungen poincares

Paris , 8. Februar .

Die vereinigten Kammerausschllsse der Finanzen und des Heeres

beschäftigten sich gestern nachmittag in Anwesenheit des Minister -

Präsidenten , des Finanz - und des Kriegsministers mit dem

Militärdienstpflichtgesetz . Ministerpräsident Poincarö sprach im

Ramen der Regierung , die Regierung sehe die 18monatige Dienst -

zeit nur als Etappe zur einjährigen Dienstpflicht
an . Die Kredite für das Heer dürften flicht erhöht werden .
damit die Ausgeben nicht als Leweis des Imperialismus be -
zeichnet werden könnten . Wir sind gezwungenermaßen , saate
Poincars , eine Militärmacht , solang « Deutschland noch nicht wirk -
lich entwaffnet ist . Aber wir sind keine militaristische Macht und
wir vergeuden kein unnützes Geld für das Heer . Wir dürfen auch
nicht den Eindruck eines Landes erwecken , das seine MUi : ärlasten
erhöht . Die Kredite für 1g2Z dürfen nicht höher als die für
1922 sein .

Die Ausschüsse erklärten sich mit den Ausführungen Poincarss
einverstanden . Die Diskussion des Gesetzes soll baldigst im

Parlament erfolgen , dem das Recht zugestanden wird , es mit
einem Amendement zu versehen . Aus eine Anfrage erklärte
Poincarö , Frankreich muß in der Lage sein , sich Respekt zu ver -

schaffen , damit es sicher ist . respektiert zu werden . Nach dem

Petit Parisien erklärte er ferner , er habe weder den Wunsch noch
die Absicht , seine Zuflucht zu Sanktionen zu nehmen , aber es dürfe
nicht vergessen werden , daß gewisse Artikel des Friedensvertrages
Frankreich dieses Recht zur Sicherstcllung seiner Rechte und
seiner Interessen zuerkennen .

Der neue Papst hat den Kardinal E a i p a r r i als Staats¬
sekretär Bestätigt , desgleichen die Prälaten , die unter
Benedikt XV . den päpstlichen Hof bildeten .

Die Elektrisierung der Eotthardlinie ist durch die Beendigung
der letzten Strecke Lugano —Ehiasso vo l l e n d e t worden .

Ein gelehrter General . Der in Paris eingeiroffene mlstichc
General I p a t i e w , der als ein Vertreter der Sowjets be - eich -
net wurde , erklärte dem „ Petit Journal " , er fei Professor der
polytechnischen Hochschule und nur zu wissenschaftlichen
Zwecken nach Paris gekommen . Er sei Gelehrter und wünsche
die Beziehungen mit den Gelehrten Frankreichs wieder aufzu -
nehmen .

Verkehrsausnahme Sei der Eisenbahn
Der Abbruch des Eisenbahnerstreiks konnte sich im Laufe des

Vormittags noch nicht im Verkehr bemerkbar machen . Rock waren
die Nothelfer allenthalben an der Arbeit , und der Zugverkehr auf
den einzelnen Vorortstreckcn zeigte gegen die Vortage noch
keinerlei Besserung . Der . Verkehr aus der
Stadt - und Ringbahn ruht noch vollständig ,
die Bedienung der Vorortstrecken beschränkt sich aus eine geringe
Anzahl von Zügen , z. V. ans der Strecke Berlin —Oranienburg
vier Züge in jeder Richtung , Berlin —Bernau drei Züge und
Berlin —Velten zwei in jeder Richtung , während des ganzen
Tages . Die letzten Züge verkehren wie folgt : nach Oranien -
bürg um S. 5N Uhr abends , nach Bernau um S. 4g Uhr nachmittags
und nach Vclten - Kremmen um S. OO Uhr nachmittags . Eine Besse -
rung im Fernverkehr wird erst die allmählich fortschreitende Ar -
beitsausnahme auf den einzelnen Bahnhöfen bringen können . Der
Betrieb in den einzelnen Werkstätten ist bis zur Stunde noch
nicht wieder aufgenommen worden . Hier wird in den Nach -
Mittagsstunden voraussichtlich in Veiriebsoersammlungcn die

Entscheidung fallen , wo in Abstimmungen der Arbeiterschaft über
die letzten Verhandlungen mit den Spitzenorganisationen berichtet
werden soll .

Die Untergrundbahn und die Kraftomnibusse waren wieder
außerordentlich stark besetzt . Aus einzelnen Untcrgrundbahnhöfcn
waren die Bahnangestelltcn gezwungen , wegen der außerordcnt -
lichen llcberfüllung der Züge und der Bahnsteige die Zugänge
zu den Bahnhöfen vorüdergehend zu schließen . Der Vcrkebr
zeigte späterhin eine geringe Abnahme , so daß der Zugverkehr
wieder geordnet �ourdc .

Im Güterverkehr machte sich der F r o st sehr störend be -
merkbar und erschwerte die Abfertigung der Züge außerordentlich .
Der leichte Schneefall war ohne Einfluß , doch litten die großen
Rangierbahnhöfe unter erheblichem Personalmangel , so
daß auch hier die Aufnahme eines geordneten Ver -
kehrs noch nicht möglich war . Im allgemeinen wird erst
im Laufe der nächsten Tage eine Besserung der Vcrkehrslage zu
erwarten fein .

». Für Käufer wird Wshnung frei "
Der „ Städtische Pressedienst Eharlottenburg " teilt mit : Nach

8 1 der Verordnung des Wohnungsverbandcs Groß - Berlin vom
24 . Dezember IlUg ist es verboten , durch Zeitungsanzeiacn Woh -
nungs - und Geschäftsräume ohne Erlaubnis des Wohnungs -
amtcs derjenigen Gemeinde , in der die Räumlichkeiten liegen , an -
zubieten . Derartige Anzeigen , die häufig in den Tageszeitungen
erscheinen , sind geeignet , das Publikum zu dem Versuch zu ver -
leiten , nicht auf dem ordnungsmäßigen Wege der Zuweisung durch
das Wohnungsamt , sondern unter dessen Umgehung anderweitig
in den Besitz einer Wohnung zu kommen . Gegen diese Vercrd -
nung verstieß eine in einer Berliner Mittagszcitung erschienene
Annonce , in der ein in Charlottenburg gelegenes Wohnhaus zum
Kaufe angeboten wurde , insofern als sie mit dem Zusätze versehen
war : „ Für Käufer wird 4 - Z i m m e r. - W o h n u n g
frei " . Die Annonce wurde infolgedessen Gegenstand der Siras -
Verfolgung , die dazu führte , daß der Wohnungsanbietcr in der
Berufungsinstanz von der ersten Strafkammer des Land -
gerichts III Berlin wegen unbefugten Inserierens einer Wohnung
zu 106 M. Geldstrafe , im Unvermögcnsfalle zu zehn Tagen Haft
und außerdem zu den Kosten des Verfabrens verurteilt wurde .

Es muß mit Nachdruck darauf hinaeoiefen werden , daß der -
artige Annoncen eine der aefäbrlickssten Formen der Woh -
nungsverfchiebung darstellen und geeignet sind , die Stim -
mung der wohnungsuchenden Bevölkerung zu erregen , die immer
wieder darauf hinweist , daß derjenige , der über genügende - Mittel
verfügt , in der Lage ist , sich durch Kauf eines Hauses ein - Woh -
nung zu verschaffen . — Ob die ungeheuer schwer ? Strafe vo? .
100 M. die Erregung der wohnunofuchenden Bevölkerung besänf -
tigcn wird ? Kinder , macht euch nicht lächerlich !

Geheime Personalakten
Bei Behörden haben wirklich republikanische Beamte noch immer

einen äußerst schweren Stand . Die leitenden Beamten , die zwar
sehr gern das Geld der Republik nehmen , bekunden oftmals ihre
Feindschaft zur Revublik in recht deutlicher Weise . Sie wissen .
daß ihnen deshalb kenwrloi Wiidcrftände bei ihrem weiterem Auf -
stieg gemacht werden , sondern eher diese antirepublikanische Ge -
sinnung dabei zum Vorteil gereicht . Dieselben Herren sind natür -
lich auch die schärfsten Gegner der den unteren Beamten durch die
Revolution zugekommenen Rechte . Diese zu beseitigen , oder zum
mindesten zu sabotieren , haben sie sich zur iiesonderen Aufgabe ge¬
macht .

Artikel 123 , Abs . .? der Verfassung schreibt vor . dag dem Be -
amten ungünstige Tatsachen in die Personalnachweise erst dann
eingetragen werden dürfen , nachdem dem Beamten Gelegenheit
gegeben war , sich zu den ihm ungünstigen Tatsachen zu äußern .
Diese von der Beamtensoiaft seit Jahrzehnten geforderte , die
Willkür durch Recht ersetzende Bestimmung ist für das Landes -
finanzamt Groß - Berlin , Abteilung I A, einfach nicht vorhanden .
Sie wird in der Weife umgangen , dal ? entweder die ungünstige
Entscheidung statt in der von der Verfassung vorausäesetzten
Schriftform mündlich getroffen , oder die ungünstige schtiftliche Ent -
scheidung statt zu den Personalnachwcisen zu Nebenakten gebracht
wird . Beim Landesfinanzamt Groß - Berlin
existieren „ Geheime Personalakten " lP . E. ) .

Die auf dem Boden der Verfassung stehenden Beamten des
Landesfinanzamtsbezirks Groß - Berlin sind nicht gesonnen , diesen
Rechtsbruch auf die Dauer hinzuncbmen . Die immer wieder
geforderte Demokratisierung der Verwaltung wird am schnellsten
und sichersten dadurch erreicht , daß man die Beamten statt auf das
Wohlwollen der Vorgesetzten auf Recht stellt . Rechte
lösen automatisch die entsprechenden Pflichten aus . Das Beamten -
rätegesetz bietet Gelegenheit zur Demokratisierung der Verwaltung .

Gewerkschaftliches

Zahresgeneralversammlung der Schneider
Am 30. Januar fand in den Räumen der Brauerei Friedrichs -

Hain die Bersaznmlung des Deutschen Bekleidungsaroeiter - Ver -
bandes statt , in der Ketsch zunächst die Abrechnung vom letzten
Quartal 1921 gab . Lehmann erläuterte den Jahresbericht und
teilte mit , daß die MUgliederzohl im letzten Quartal gegenüber
dem vorhergehenden um rund 6096 stieg . Redner erläuterte den
Kagenbestand und trat für eine finanzielle Stärkung der Organ . -
sation ein . Für die Arbciislosen wurde ein Fond geschaffen , aus
dem dieselben periodisch Zuschläge erhalten . Lehmann » erwies
hierbei besonders auf die Listen der Rnsstschcn Hilfe , die aber mehr
als bisher von den Mitgliedern beachtet werden müssen .

Zu : Erledigung der Verwaltungs - und Agitatiops - Dufgabcn
waren zusammen 2000 Sitzungen und Versammlungen notwendig .
Die Schulung der Betriebsräte soll intensiv in Angriff genommen
werden . In 2S Branchen der Filiale sind trotz großer Widerstände
Erfolg ? erzielt worden . In allen Branchen sind die Frauenlöhne
den Männerlöhnen nahe gekommen . Redner verwies auf die
K a m p f st i in m u n g der Unternehmer , die eine geschlossen ?
F r o n t der Arbeitnehmer zur Folge haben müsse .

Milien in der Tagung erschien der aus dem Verbände aus -

geschlossene , jetzige kommunistische Stadtverordnete Wilhelm
Schumacher , der sich als Berichterstatter der „ R a t e n
Fahne " am Vorstandstisch präsentierte . Das Erscheinen dieses

Helden halte wieder widerliche Szenen im Gefolge . Seit einem
Jahre war die Berliner Filiale durch tumultartige Szenen

' kommunistischer Mitglieder nicht in der Lage , eine ord -
nungsgeriräße Generalversammlung abzuhalten . Dieser Zu -
stand muß im Interesse der Organisation auf -
hören . Es ist deshalb notwendig , daß die Betriebsräre uns
Vertrauensleute zu dieser Situation Stellung nehmen und Be -
idjiusse fassen , die eine fernere gedeihliche Fortentwicklung der
Filiale gewährleisten .

Die Abänderung des Gewerbe - und Kaufmannsnerichtsgesetzes
ist am 17. Januar 1922 in Nr . 9 des Reichsgesetzblattes veröffent -
licht . Diese Aenderungen sind von großer Tragweite für alle nach
dem 31 . Januar rechtshängig werdenden Streiugkeiten . Ursprüng¬
lich konnten die Gewerbegerichie nur bis 100 M. und die Kaur -
mannsgelichts nur bis 3 00 M. rechtskräftig entscheiden . Künftig
werden aber die - Entscheidungen des Gewerbegerichts bis zur Höbe
von 3 0 0 0 M. und des Kaufmannsgerichtcs bis zu 6 0 0 0 Ä! .
unanfechtbar sein . Ursprünglich waren die Gewerbegerichte für
die Streitigkeiten höherer gewerblicher Angestellten , z. B. der
Werkmeister und Betriebsleiter , nui zuständig , wenn sie nicht mehr
als 2000 M. jährliches Einkommen und die Kausinannsgcrichte für
die Handlungsgehilfen nur bis zu eip . ein Jabresverdienft von
5000 M. zuständig . In Zukunft dürfen beide Arten von Ange -
stellten , solange ihr Iahresverdienst 100 000 M. nicht übersteigt ,
die Sondergerichte anrufen .

Neue Löhne im Fuhrgcmerbc . Die Löhne für das Last - und
Leichtfuhrwcrksgewerbs Berlins für die Zeit vom 27. Januar 1922
bis 28. Februar 1922 sind wie folgt vereinbart worden : Für Last -
kraftwagenführer , Schwcrsuhrwerkskutfck ' cr . Arbeiter , Stallcu : ?
und Wächter 560 M. , Leichtfuhrwerkskutscher 530 M. . jugendliche
Zeitungs - und Aktenwagenkutscher bis zu 18 Jahren 350 M. .
Leichtfuhrwerkskutscher , die durch Unfall oder Invalidität weniger
leistungsfähig sind , mindestens 470 M. , Arbeiterinnen 400 M.
wöchentlich . Unständige Arbeiter erhalten je Stunde 12,75 Ii ?.
Ueberstun . den werden mit 12,73 M. bezahlt , an Jugendliche mit
9,50 M. je Stunde . Für die Pserdcpfleg « an den Sonntagen vor -
mittags erhalten die Kutscher für die erste Stunde 12 M. . Ins
zu zwei Stunden 16 M. Das füttern der Pferde an den Sonn -

tagen nachmittags wird mit 12 M. je Stunde bezahlt . Der
ebenfalls neu abgeschlossene Manteltarisvertrag ist beim Deutschen
Transportarbeiterverband , Engelufer 24/25 , v. II , Zimmer 36,
erhältlich .

Die Schallplattenarbeite : Eroß - Bcrlins nahmen am Donners -

tag , den 2. Februar 1922 , Stellung zu dem Verhandungs «
e r g e. b n i s mit den Arbeitgebern . Nach längerer und sachlicher
Diskussion wurden die Zugeständnisse als völlig ungenügend
einstimmig abgelehnt und die Verbandsleitung beauftragt , so¬
fortige nochmalige Verhandlungen mit den Arbeitgebern nachzu -
suchen . Von dem Ergebnis dieser . Verhandlungen soll es ab «

hängen , welche weiteren Schritte evtl . zu unternehmen sind . Zun »
Schluß wurde eine Resolution einstimmig angenommen , di «

schärfsten Protest gegen die Verordnung des Reichs - und Polizei -
Präsidenten erhebt .

Gewerlschaskskommissisn Schöncberg . Nach einem Referat des
Koll . Rohde über den Ncferentcnentwurf der vorläufigen Ar -
b e i t s l o > e n v e r f i ch c r u n g nahm die Unterkommisston
gegen drei Stimmen eine Resolution an , die sich gegen diesen
Entwurf wendet und der jetzigen Crwcrbslosensä . rsorge den Vor -

zug gibt . Der Vertreter der Erwerbslosen , Koll . Jeiler , wendet

sich gegen dos Ucberstnndenarbcitcn und ersucht , in den einzelnen
Organisationen darauf zu drängen , diesen Uebelsrand zu beseitigen .
Koll . Henkel gab zum Schluß noch einen kurzen Bericht über die�
Krankenkassenwahlen .

N. S . P . D. - Mitglieder im Vuchbindcrvcrband . Am Donners -
tag , den 9. � Februar , abends 7 llhr , findet bei Baum , Stall -
sch' rciberstraße 47. eine wichtige Fraktionssitzung statt , zu der alle
Fraktionsmitglieder sowie sämtliche auf unserem Boden stehenden
Eeneraloersanimlungsdelegierte unbedingt erscheinen müssen ,

Der Fraktionsoorstand .

Osram , Fabrik A. Lohnzahlung Donnerstag 12 —2 Uhr . An¬
schließend Betriebsversammlung , Eescllschastkl ' äus , Wiclcfstraße .

Ter Betriebsrat .

parteiveranstattungen
Bezirksocrband Berlin - Brandenburg .

Freitag , den 10. Februar , wichtig ? Zcntralvorstandssitzung im
Verbandsbureau , Apoeiker - Bildunzsschule , Breite Straße 8- 9.

Mittwoch . 8. Februar
LQ. Distrikt 1». Zldteilun -z. Aahkobek d Ekadtbrz . PS bei Echielke ,

Wrengelst, . 1??;. etnbtbe *. 100 — KC dei Iobn . Mcklerstr ;VJ. — Ab' eill ne tä
Valen nn. E' örlltze ? Str . 72. — 13. Gemeinsam «? �ohlabend bei Sciwn- i ,
EchlMck ' e Str . Ecke Heckmannnfer . — 10. AbteUunz . gahladend bei Relmänn ,
Weangelstr . : 04.

Freitag , 10. Februar
Verrvaltungsbezirä , Distri - tt ( Wc' ien ) . EUernoersamm ' ung bei Wiemer ? »

BLlow' t ?. KS. abends 7" , Uf; r.
� JO. Distrikt lGesundorunn «») Agitation . klimmission . OMcute- Sitzun ? , abinbs
7 Hb?, de? Crrnt » Bell ermannst ". 2*3.

20 . Distrikt ( &rcu ; bcr0j abends 7 Uhr, Sitzung de? Zritungskommission dei Lier,
Neun. ynstr . v.

Äeremsfalender

Donnerstag , 9. Februar
der " Hm�estzüten . i3. V. rwaltungsbrztrk T ein pclhof - Marien -

borf , Mitgliebrrverfammlung aller Fachgruppen adcnds 7»/ . Uhr im Veft. itingicr ,
Tcmpeldof . Derliner Sktcfsc 100. . Aus der Gelchichto der Vcrlirct Arbci: erschaf ! . �
Aes. Äoü. Hans Iungdtu : . Erscheinen aller Kollegen ist Pflicht .

Freitag , 19. Februar
I - ntralverbanÄ de « l -, 0c7wr, . ( Srenau - Zio�nsdorf ,

?U>Ixlicd »- V«riomm! i - nz at ! « . ' ■fodiBtupufn, aprtibs 7' / , Ndr im ' JUit. . Jos - rti ini ",
( Ptünau , aJafinbolftrjfj - . . ?>>» Wachsen und W- rvln drz . tzcnirclutt Sande * 6 « iU «
Sfinttien - . Krt . Koll . Solo Ko? p- . erscheine , allcr Kollegin ist Pflicht .

Unoc- longt clnz - hind « ZNunolkript « weiden nur donn «lrückzosondt , wenn -stn
genügend franfitrter « eietllmlchlag ittoetüg « ist. ta zlcich «

gUl für anfragen an « dem Leseikicis «.

ZZerontwortlich für yolltil und tzeuillelo »: kr . pnnl Kertz . GharlatlenSurz :
für Kommuno lpolUit . rtofalc » und Soweri ' chznlicheo . « «Je nie ! Sellin ;

iür den Zuleroleuteil und gesidöslliche Mlleilu igen : ! ? ur >o >g Komeiinrr .
ZerNu. — Serlogog - uosseuichzf , . tzreiheit ". « ü m. b f». Berlin . - Trust : ct

Berliner Trdstcrei 6. m. b. H. . Scrli » 5. 2, Srrile Strcge 8-«.
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